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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Steuerliche Benachteiligung von Eltern verheirateter 
Kinder 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Rollmann, 
Dr. Schmid-Burgk und Genossen 
- Drucksache VI/900 - 


Mit der Kleinen Anfrage wird die Bundesregierung um die 
Beantwortung der folgenden Fragen ersucht: 


1. Warum vertritt die Bundesregierung in den EStER 1969 vom 
22. April 1970 eine Auslegung des § 33 a EStG dahin gehend, 
daß der den unterhaltspflichtigen Eltern zustehende erhöhte 
Freibetrag für auswärtige Unterbringung in der Berufsaus- 
bildung befindlicher Kinder bei deren Verheiratung entfällt, 
wenn das Kind mit seinem Ehepartner zusammenwohnt? 


2. Entspricht nach Meinung der Bundesregierung diese Auslegung 
der Linie, die die Bundesregierung in der Drucksache VI/197 
vertreten hat? 


3. Ist die Bundesregierung bereit, und sieht sie sich in der Lage, 
dem § 33 a EStG eine Auslegung zu geben, die die genannte 
Benachteiligung durch Heirat vermeidet? 


4. Ist die Bundesregierung für den Fall, daß sie eine solche Aus- 
legung nicht für möglich hält, bereit, eine entsprechende 
Gesetzesänderung zu beantragen? 
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Namens der Bundesregierung beantworte ich diese Fragen wie 
folgt: 


Zu Frage 1 

Nach dem Einkommensteuerrecht (Lohnsteuerrecht) wird Eltern 
auch für verheiratete Kinder ein Kinderfreibetrag gewährt. Bei 
Kindern über 18 Jahren muß das Kind im Veranlagungszeit- 
raum mindestens 4 Monate überwiegend auf Kosten der Eltern 
unterhalten und für einen Beruf ausgebildet worden sein. Ist 
das Kind auswärtig zur Berufsausbildung untergebracht, so 
wird bei den Eltern nach § 33 a Abs. 2 Satz 3 EStG neben dem 
Kinderfreibetrag ein Betrag von 1200 DM im Kalenderjahr als 
außergewöhnliche Belastung vom Einkommen abgezogen. Eine 
auswärtige Unterbringung liegt vor, wenn das Kind außerhalb 
des Haushalts, zu dem es gehört, untergebracht ist. So hat z. B. 
der Bundesfinanzhof die Auffassung vertreten, daß ein Kind aus 
einer geschiedenen Ehe, das bei einem Elternteil sein Zuhause 
hat, vom anderen Elternteil aus gesehen im Sinne des § 33 a 
EStG nicht auswärts untergebracht ist (BFH-Urteile vom 25. Ok- 
tober 1957 - VII 175/56 U - Bundessteuerblatt Teil III S. 444 - 
und vom 28. Februar 1968 — VI R 329/67 - Bundessteuerblatt 
Teil II S. 494). Durch die Gründung eines eigenen Haushalts 
scheidet das verheiratete Kind aus dem Haushalt der Eltern aus, 
so daß schon begrifflich nicht von einer auswärtigen Unterbrin- 
gung gesprochen werden kann. 

Entsprechend dem Grundgedanken dieser Rechtsprechung 
haben die Einkommensteuerreferenten des Bundes und der Län- 
der in ihrer Sitzung vom 23. bis 25. April 1968 einen Beschluß 
gefaßt, wonach eine auswärtige Unterbringung zur Berufsaus- 
bildung eines verheirateten Kindes in den Fällen nicht anzu- 
nehmen ist, in denen das Kind gemeinsam mit seinem Ehe- 
gatten am Ort der Berufsausbildung einen eigenen Haushalt 
führt. Dieser Beschluß ist in Abschnitt 190 Abs. 5 der allge- 
meinen Verwaltungsvorschrift über die Änderung und Ergän- 
zung der Einkommensteuer-Richtlinien für das Kalenderjahr 
1967 (EStER 1969) vom 22. April 1970 (Bundesanzeiger Nr. 80 
vom 29. April 1970 - Beilage -, Bundessteuerblatt 1970 Teil I 
S. 320) übernommen worden. 


Zu Frage 2 

Im Gegensatz zu den bisherigen Regelungen im Beamten- und 
Sozialrecht, wonach Kinderzulagen, Waisengeld und ähnliche 
Bezüge im Falle der Eheschließung der Kinder fortfallen, wer- 
den im Einkommensteuer- und Lohnsteuerrecht, wie zu Frage 1 
ausgeführt, Kinderfreibeträge auch nach der Eheschließung wei- 
ter gewährt, wenn sie vor der Eheschließung gewährt wurden 
und die gesetzlichen Voraussetzungen noch vorliegen. Ledig- 
lich der zusätzliche Freibetrag von 1200 DM wegen auswärtiger 
Unterbringung zur Berufsausbildung entfällt, wenn das Kind 
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nach der Eheschließung im ehelichen Haushalt lebt, weil aus 
den zu 1. angeführten Gründen die Voraussetzungen einer aus- 
wärtigen Unterbringung im Sinne des § 33 a Abs. 2 EStG nicht 
mehr als gegeben anzusehen sind. 


Zu Frage 3 

Wie bereits zu Frage 1 dargelegt worden ist, entspricht die Aus- 
legung des § 33 a Abs. 2 EStG den Grundsätzen der Recht- 
sprechung des Bundesfinanzhofs in vergleichbaren Fällen. Zur 
Zeit schwebt beim Bundesfinanzhof ein Revisionsverfahren, das 
die Auslegung des Begriffs „auswärtige Unterbringung'' in dem 
Fall eines verheirateten, noch in Ausbildung befindlichen und 
im eigenen ehelichen Haushalt lebenden Kindes zum Gegen- 
stand hat. Das Finanzgericht hat in diesem Fall die Voraus- 
setzungen für die Gewährung des Freibetrags von 1200 DM 
nach § 33 a Abs. 2 EStG als gegeben angesehen. Es erscheint 
zweckmäßig, den Ausgang dieses Verfahrens abzuwarten. 


Zu Frage 4 

Hierzu weist die Bundesregierung darauf hin, daß sie noch in 
dieser Legislaturperiode den gesetzgebenden Körperschaften 
eine Reform des Einkommensteuerrechts vorzuschlagen beab- 
sichtigt und daß die eingeleiteten Vorarbeiten sich auf die Pro- 
bleme der künftigen Gestaltung von steuerlichen Erleichte- 
rungen für Kinder und die Neuregelung des Familienlasten- 
ausgleichs überhaupt erstrecken werden. Unter diesen Umstän- 
den hält es die Bundesregierung nicht für sinnvoll, vorab zu 
einer Teilfrage aus diesem Komplex eine Gesetzesänderung zu 
beantragen, zumal die Entscheidung des Bundesfinanzhofs in 
dem vorbezeichneten Revisionsverfahren noch aussteht. 


Möller 
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